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Beschlüsse des 19. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Ergänzung und Abänderung des Gesetzes über den Verkehr 
mit Milch, Milcherzeugnissen und Fetten 
(Milch- und Fettgesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über den Verkehr mit Milch, 
Milcherzeugnissen und Fetten (Milch- und 
Fettgesetz) vom 28. Februar 1951 (Bundes- 
gcsctzbl. I S. 135) wird wie folgt geändert: 

1. § 1 erhält folgende Fassung: 

4 1 

Molkerei-Einzugsgebiete 

(1) Milcherzeuger sind verpflichtet, 
Milch und Sahne (Rahm), die sie in den 
Verkehr bringen, an eine Molkerei, die 
von der Obersten Landesbehörde für 
Ernährung und Landwirtsdiaft (Ober- 
ste Landesbehörde) bestimmt wird, zu 
liefern. Die Oberste LandesbehÖrdc kann 
den Milcherzeugern mehrere Molkereien 
zur Wahl stellen; die gewählte Molke- 
rei gilt als die nach Satz 1 bestimmte. 

(2) Absatz 1 findet auf Vorzugsmildi 
keine Anwendung. 

(3) Die Oberste Landesbehörde kann 
Milcherzeugern gestatten, Milch oder 
Sahne (Rahm) unmittelbar an Milch- 
händler, Groß- und Einzelverbraucher 
abzugeben. Erfordert die Abgabe von 
Milch oder Sahne (Rahm) außerdem eine 
Erlaubnis nach §§ 14 ff. des Mildigeset- 
zes vom 31. Juli 1930 (Reichsgesetzbl. 
I S. 421) oder eine Genehmigung auf 
Grund landesrechtlicher Durchführungs- 
vorsdiriften zu § 12 des Milchgesetzes, 
so darf diese nur erteilt werden, wenn 


der Antragsteller eine Ausnahmegeneh- 
migung nach Satz 1 erhalten hat. 

(4) Die nadi Absatz 1 bestimmten 
Molkereien sind verpflichtet, Milch und 
Sahne (Rahm) von den Milcherzeugern 
abzunehmen, welche die Oberste Lan- 
desbehörde einzeln oder ortsweisc be- 
stimmt. Die Annahme von Milch und 
Sahne (Rahm) von anderen Milcherzeu- 
gern ist unzulässig. 

(5) Sahne (Rahm) im Sinne der Ab- 
sätze 1, 3 und 4 ist Sahne (Rahm) je- 
den Fettgehalts. 

2. § 2 erhält folgende Fassung; 

4 2 

Molkerei-Absatzgebiete 

(1) Milchhändler und Molkereien 
(Abnehmer) sind verpflichtet, Mildi, 
entrahmte Milch, Buttermilch und ge- 
schlagene Buttermilch nur von Molke- 
reien, die von der Obersten Landesbe- 
hörde bestimmt werden, zu beziehen. 
Die Oberste Landesbehörde kann den 
Abnehmern mehrere Molkereien zur 
Wahl stellen; die gewählten Molkereien 
gelten als die nach Satz 1 bestimmten. 

(2) Die Molkereien sind verpflichtet, 
Milch, entrahmte Milch, Buttermilch 
und gesdilagene Buttermilch an die von 
der Obersten Landesbehörde bestimmten 
Milchhändler oder Molkereien zu lie- 
fern. Die Lieferung an andere Milch- 
händler oder Molkereien ist unzulässig. 

(3) Die Belieferung von Einzelver- 
brauchern mit Milch, die in Gefäßen 
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oder Behältnissen naclt § 9 des Milch- 
gesetzes vom 31. Juli 1930 (Rcichsge- 
sctzbl. 1 S. 421) verkaufsfertig abgcfüllt 
oder die Belieferung von Großverbrau- 
chern unmittelbar durch eine Molkerei 
ist in deren Absatzgebiet zulässig. Das 
Absatzgebiet der Molkerei ist das Ge- 
biet, das sich aus den festgesetzten Lie- 
fet- und Annahmebeziehungen zu den 
M i 1 ch h ä n d 1 e r n ergibt. “ 

3. Nach § 2 wird folgender § 2 a einge- 
fügt: 

4 2a 

Milchsammelstellen 
und Rahmstationen 

Die Oberste Landesbehörde kann, 
sofern es die örtlichen Verhältnisse er- 
fordern, die sich auf Molkereien bezie- 
henden Lief er- und Annahmever- 
pflichtungen im Sinne der §§ 1 und 

2 auf Milchsammelstellen und Rahm- 
stationen erstrecken und dabei die 
Verpflichtungen nach § 2 auf Sahne 
(Rahm) jeden Fettgehalts ausdehnen.“ 

4. ln § 3 wird lolgcnder neuer Absatz 5 
eingefügt: 

„(5) Großverbraucher im Sinne die- 
ses Gesetzes sind diejenigen Verbrau- 
cher, die Milch über den Haushaltsbe- 
darf hinaus beziehen, insbesondere die 
in § 2 Abs. 2 des Milchgesetzes vom 

3 L Juli 1930 (Reichsgesetzbl. I S. 421) 
genannten Betriebe.“ 

5. In § 4 werden die Worte „Sahne 

(Rahm)“ gestrichen. 

6. ln § 7 wird eingefügt: 

a) im Absatz 1 hinter dem Wort „sol- 
len“ das Wort „jederzeit“, 

b) im Absatz 1 hinter „§ 2“ die Zif- 
fer „2a“, 

c) hinter Absatz 1 folgender neuer Ab- 
satz 1 a: 

„(la) Einem Milcherzeuger, einer 
Molkerei oder einem Milchhändler ist 
alle 3 Jahre nach Inkrafttreten dieses 
Gesetzes gestattet, eine Änderung der 
Liefer- und Annahmebeziehungen 
oder eines Milchhandelsbezirkes zu 
beantragen. Die Oberste Landesbe- 
hörde hat dem Antrag zu ent- 
sprechen.“ 


7. ln § 9 werden hinter dem Wort „Milch“ 
die Worte „einschließlich Trinkmilch 
§ 10“ eingefügt, 

8. In § 10 wird die Überschrift geändert 
in: „Fettgehalt der Trinkmilch“. Außer- 
dem wird im Absatz 1 die Ziffer „2,8“ 
durch „3,0“ ersetzt. 

9. § 11 Abs. 2 und 3 erhalten folgende 
Fassung: 

„(2) Die Obersten Landesbehörden 
können nach Anhörung der Landes- 
vereinigungen (§ 13) von den Molke- 
reien, den Milchsammelstellen und 
den Rahmstationen Ausgleichsabgaben 
bis zu 1 Dpf. je Kilogramm auf die 
von diesen abgesetzte Milch, Sahne 
(Rahm), entrahmte Milch, Schlagsahne 
sowie saure Sahne, Buttermilch und 
geschlagene Buttermilch erheben. 
Milcherzeuger, die ATlch oder Sahne 
(Rahm) unmittelbar an Milchhändler, 
Groß- oder Einzelverbraudter abge- 
ben dürfen, sind mit einem Pauschal- 
. betrag zur Ausgleichsabgabe heran- 
zuziehen. Die abgesetzten Einheiten 
von Sahne (Rahm), Schlagsahne, saurer 
Sahne sind zum Zwecke der Er- 
rechnung der Ausgleichsabgabe in die 
entsprechenden Einheiten von Milch 
umzurechnen. Soll die Ausgleichsab- 
gabe mehr als einen Dpf. je Kilo- 
gramm betragen, so ist die Zustim- 
mung des Bundesministers erforder- 
lich. Die aufkommenden Mittel sind 
gesondert zu verwalten und nach An- 
hörung der Landesvereinigung (§ 13) 
im laufenden oder folgenden Wirt- 
schaftsjahr ausschließlich für die in 
Absatz 1 genannten Zwecke zu ver- 
wenden. Beeinträchtigen die von einem 
Lande festgesetzten Ausgleichsabgaben 
die Belange eines Nachbarlandes, so 
entscheidet auf Antrag einer beteilig- 
ten Obersten Landesbehörde der Bun- 
desministcr über die in den beteiligten 
ländern zu erhebenden Ausglcichsab- 
gaben. Das gleiche gilt, wenn von 
einem Lande keine Ausgleichsabgaben 
festgesetzt und hierdurch die Belange 
eines Nachbarlandes beeinträchtigt 
werden. 

(3) Unbeschadet der Vorschrift des 
Absatzes 2 werden Abgaben von den 
in Absatz 2 genannten Betrieben so- 
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wie den Herstellern von sterilisierter 
Milch, Sahne (Rahm), entrahmter 
Milch und Schlagsahne erhoben und 
zwar 

a) in Höhe von einem Dpi. je kg ab- 
gesetzer Milda und der in Absatz 2 
genannten Milcherzeugnisse, 

b) in Höhe von zwei Dpf. je kg her- 
gestellter sterilisierter Milch, Sahne 
(Rahm), entrahmter Mildi und 
Schlagsahne. 

Die abgesetzten Einheiten von Sahne 
(Rahm), Schlagsahne, auch sterilisiert, 
saurer Sahne sind zum Zwecke der 
Errechnung der Ausgleichsabgaben in 
die entsprechenden Einheiten von 
Milch umzuredinen. Die aufkommen- 
den Mittel sind ausschließlich für die 
Durchführung eines übergebietlichen 
Ausgleichs im Sinne des Absatzes 1 
im laufenden und folgenden Wirt- 
sdiaftsjahr zu verwenden. Die für 
die Durchführung der Erhebung 
erforderlichen Bestimmungen er- 
laßt der Bundesminister durch Rechts- 
verordnung mit Zustimmung des 
Bundesrates. Die Verwendung der 
aufgekommenen Mittel erfolgt durch 
den Bundesminister nacli Anhören der 
Obersten Landesbehörden und eines 
Beirates, der beim Bundesministerium 
aus Vertretern der Erzeuger-, Be- und 
Verarbeitungsbetriebe der Milcliwirt- 
schaft gebildet ist.“ 

10. § 12 erhält folgende Fassung: 

4 12 

Verkauf von Landbutter 
Die Obersten Landesbehörden kön- 
nen, wenn die Belange der Milcliwirt- 
schaft es erfordern, den Verkauf von 
Landbutter im Sinne des § 29 der 
Ersten Verordnung zur Ausführung 
des Milchgesetzes vom 15. Mal 1931 
(Reichsgesetzbl. I S. 150) einschränken.“ 

11. § 15 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Wer aus dem Ausland Butter, 
Sclimalz (Sdiweineschmalz und Butter- 
schmalz), Margarine, Kunstspeisefette 
oder sonstige raffinierte sowie raffi- 
nierte und gehärtete pflanzliche und 
tierische öle und Fette und die dar- 
aus hergestellten, Speisefette und 
Speiseöle, insbesondere audt Platten- 


fette, einführt oder aus sonstigen Ge- 
bieten in das Bundesgebiet verbringt 
(Einführer), hat sie vor der Zoll- oder 
Grenzabfertigung der Einfuhr- und 
Vorratsstelle zum Kauf anzubieten. 
Als Kaufpreis gilt der von der Ein- 
fuhr- und Vorratsstelle festgesetzte 
Obernahmepreis. Der Bundesminister 
gibt die nähere Bezeichnung der unter 
Satz 1 fallenden Erzeugnisse bekannt. 

12. In § 15 Abs. 3 wird Satz 3 folgender- 
maßen gefaßt: 

„Macht sie von dem Übernahme- 
recht Gebrauch, so verpflichtet sie den 
Einführer gleichzeitig, die angebo- 
tenen Erzeugnisse zu dem von ihr 
festgesetzten Abgabepreis zurückzu- 
kaufen.“ 

13. § 15 erhält folgenden neuen Absatz 4: 

„(4) DerBundesminister trifft imEin- 
vernehmen mit dem Bundesminister 
für Wirtschaft Bestimmungen über die 
Preisfestsetzung gemäß Absätze 1 und 
3.“ 

14. ln § 15 werden die Absätze 4, 5, 6 und 
7 nunmehr die Absätze 5, 6, 7 und 8. 

15. In § 16 Abs. 1 werden die Worte „oder 
eine Zustimmungserklärung“ gestrichen. 

16. Nach § 17 wird folgender neuer § 17 a 
eingefügt: 

4 1/a 

Beimischung 

(1) Die Bundesregierung ist ermäch- 
tigt, durch Rechtsverordnung zur 
Sicherung der Verwertung von Öl- 
saaten und Ölfrüchten sowie pflanz- 
lichen und tierischen ölen und Fetten 
inländischer Erzeugung mit Ausnahme 
von Butter die Betriebe der. Ölmüh- 
len-, Margarine- und Speisefettindu- 
strie zu verpflichten, diese Erzeug- 
nisse in einem dem Verarbeitungsbe- 
darf entsprechenden, jeweils festzu- 
setzenden Verhältnis zu den übrigen 
Rohstoffmengen zu verwenden, so- 
weit dies möglich ist, ohne die Preis- 
bildung wesentlich zu beeinflussen. 

(2) Rechtsverordnungen nach Ab- 
satz 1 bedürfen der Zustimmung des 
Bundesrates. Diese Reclitsverordnun- 
gen sind gleiclazeitig mit der Zulei- 
tung an den Bundesrat dem Bundes- 
tag bekanntzugeben.“ 
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17 . § 18 Abs. 1 und 2 erhalten folgende 
Fassung: 

„(1) Der Bundesminister kann im 
Einvernehmen mit dem Bundesmini^ 
Ster für Wirtschaft 

1. durch Rechtsverordnung für das 
Gebiet des Bundes oder mehrere 
Länder Preise für Milch, Butter, 
Schmalz, sonstige Speisefette und 
-öle, Inländische Ölsaaten und Öl- 
früchte, pflanzliche und tierische 
Fette und öle (roh, raffiniert so- 
wie raffiniert und gehärtet), soweit 
sic für die Herstellung von Nah- 
rungs- und Genußmitteln bestimmt 
sind, regeln, 

2. die zur Sicherung des Preisstandes 
erforderlichen Rechtsverordnungen, 
insbesondere über Kostensätze, Be- 
und Verarbeitungsspannen sowie 
Handelsspannen, Zahlungs- und 
Lieferungsbedingungen, erlassen, 

3. unter den zu Nr. 2 bestimmten 
Voraussetzungen Verfügungen tref- 
fen, falls sich die Auswirkungen 
der zu regelnden Angelegenheit 
auf mehr als auf ein Land er 
strecken und eine zentrale Er- 
ledigung erforderlich ist. Den 
nach Landesrecht zuständigen 
Landesbehörden steht das Recht zu 
Verfügungen dieser Art in den Fäl- 
len zu, in denen eine übergebiet- 
liche Regelung nicht erforderlich 
Ist. 

(2) Wenn für Milch eine Preisrege- 
lung nach Absatz 1 Nr. 1 oder 2 
nidit erfolgt, können die nach Lan- 
desrecht zuständigen Landesbehörcien 
Preise, Bearbeitungs- und Handels- 
spannen, Zahlungs- und Lieferungs- 
becilngungen für Milch festsetzen. Der 
Bundesminister kann Im Einverneh- 
men mit dem Bundesminister für 
Wirtschaft mit Zustimmung des Bun- 
desrates Richtlinien hierfür erlassen. 
Für die Fälle übergebietlicher Liefe- 
rungen findet § 8 mit der Maßgabe 
entsprechende Anwendung, daß die 
Entscheidungen im Einvernehmen mit 
dem Bundesminister für Wirtschaft 
ergehen. Wenn eine Preisregelung nadi 
Absatz 1 Nr. 1 oder 2 für Milch er- 
folgt, treten entgegenstehende Be- 
stimmungen der Läncier außer Kraft.“ 


18. § 18 Abs. 4 und 5 erhalten folgende 
Fassung: 

„(4) Preise und Preisspannen sind 
nur festzusetzen, soweit dies erforder- 
lich Ist, um eine angemessene Preis- 
gestaltung sicherzustellen. 

(5) Rechtsverordnungen nach Ab- 
satz 1 Nr. 1 und 2 und Absatz 3 be- 
dürfen der Zustimmung des Bundes- 
rates. Wenn nur eine Auswirkung von 
untergeordneter Bedeutung für den 
gesamten Preisstand, insbesondere die 
Lebenshaltung, zu erwarten Ist, be- 
darf cs einer Zustimmung des Bun- 
desrates nach Artikel 80 Abs. 2 des 
Grundgesetzes nicht. Werden Rechts- 
verordnungen dem Bundesrat zur 
Genehmigung zugelcitet, so sind sie 
gleichzeitig dem. Bundestag bekannt- 
zugeben.“ 

19. \\ 20 erhält folgende Fassung: 

4 20 

Umlagen 

(1) Die Obersten Landesbehörden 
können im Benehmen mit der Landes- 
vereinigung (§ 13) oder den berufs- 
ständischen Organisationen von den 
Molkereien, Milchsammelstellen und 
Rahmstationen Umlagen bis zu 0,25 
Dpf. je kg angcliefertcr Milch erhe- 
ben, um die Milchwirtschaft zu för- 
dern. Die Umlagepflicht kann auf an 
gelieferte Sahne (Rahm) im Sinne des 
§ 1 Absatz 5 erstreckt werden; hier- 
bei Ist der Rahm in die entsprechen- 
den Einheiten in Milch umzu rechnen. 
Zu der Umlage gemäß Satz 1 können 
auch Vorzugsmilchbet riebe mit der 
von ihnen abgesetzten Vorzugsmilch 
herangezogen werden. Das gleiche gilt 
für Milcherzeuger, die Milch oder 
Sahne (Rahm) unmittelbar an Milch- 
händler, Groß- oder Einzelverbrau- 
cher abgeben dürfen sowie für die 
Hersteller von Landbutter, mit der 
Maßgabe, daß ein Pauschalbetrag er- 
hoben werden kann. 

(2) Die nach Absatz 1 aufkommeii- 
den Mittel können nur verwendet 
werden für die 

1. Förderung und Erhaltung der Güte 
auf Grund der nach § 9 dieses Ge- 
setzes oder nach § 37 des Milchge- 


5 



setzes vom 31. Juli 1930 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 421) erlassenen Vor- 
schriften; 

2. Verbesserung der Hygiene bei der 
Gewinnung, der Anlieferung, der 
Be- und Verarbeitung und dem Ab- 
satz von Milch und Milcherzcugnis- 
sen; 

3. Milchleistungsprüfungen; 

4. Beratung der Betriebe in milchwirt- 
schaftlichcn Fragen und laufende 
milchwirtschaftliche Fortbildung des 
Beruf snadi Wuchses ; 

5. Werbung zur Erhöhung des Ver- 
brauches von Milch und Milcher- 
zeugnissen. Für eine bundeseinheit- 
liche Werbung haben die Länder 
einen Betrag je Kilogramm angelie- 
ferter Milch zur Verfügung zu stel- 
len, der alljährlich im Einverneh- 
men mit der Landesvereinigung 
oder der berufsständischen Organi- 
sation festgesetzt wird; 

6. Durchführung von Aufgaben, die 
nach den Vorschriften dieses Geset 
zes, insbesondere nach § 13 Abs. 1, 
§ 18 Abs. 3 und § 22, bestimmten 
Stellen übertragen worden sind 
oder werden. 

(3) Die aufkommenden Mittel sind 
gesondert zu verwalten. Sic dürfen 
nicht zur Bestreitung von Vcrwal- 
tungskosten der Obersten Landesbe- 
hörden und ihrer nachstehenden 
Dienststellen verwendet werden. Die 
Landesvereinigung (§ 13) oder die be- 
rufsständischc Organisationen sind vor 
Verwendung der Mittel zu hören. 

(4) Die Obersten Landesbehörden 
können bestimmen, daß Beiträge und 
Gebühren, die von Molkereien oder 
ihren Zusammenschlüssen für die in 
Absatz 2 aufgeführten Zwcclce an 
milchwirtschaftliche Einrichtungen ge- 
leistet werden, ganz oder teilweise aus 
dem Aufkommen der Umlage (Ab- 
satz 1) abgegolten werden.“ 

20. In § 23 Abs. 1 sind die Worte „§ 18 
Abs. 2“ durch die Worte „§ 18 Abs. 1 
Nr. 1“ zu ersetzen. 


21. § 24 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Der Bundesminister kann durch 
Rechtsverordnung bestimmen, daß 
Be- und Verarbeitungsbetriebe sowie 
Handelsbetriebe den Erwerb, den Ab- 
satz, die Verwertung und die Lohn- 
verarbeitung von den in § 15 Abs. 5 
genannten Erzeugnissen sowie die Vor- 
räte an diesen Erzeugnissen zu melden 
haben. Die weiteren für den Vollzug 
erfordern dien Bestimmungen erläßt 
der Bundesminister.“ 

ln § 24 wird folgender Absatz 3 ange- 
fügt; 

„(3) Die Meldungen nach Absatz 1 
und 2 können auf den übergebiet- 
lichen Warenverkehr erstredet wer- 
den.“ 

22. § 25 erhält in Absatz 3 folgenden neuen 
Satz 2: 

„Im übrigen können von den Be- 
und Verarbeitungsbetrieben von 
Milch und Milcherzeugnissen und 
Vorzugsmilchbetrieben ohne Entgelt. 
Proben entnommen werden.“ 

23. ln § 25 sind hinter den Worten „Ein- 
fuhr- und Vorratsstelle (§ 14)“ die 
Worte „sowie deren Angestellte“ ein- 
zufügen. 

24. In § 28 Abs. 1 erhält die Nr. 2 folgende 
Fassung: 

„2. der Bezugspflicht nach § 2 Abs. 

1 oder der Abnahmepflicht nach 
§ 1 Abs. 4 Satz 1 oder nach § 4 
oder dem Verbot des § 1 Abs. 4 
Satz 4 oder des § 2 Abs. 2 Satz 

2 oder des § 2 Abs. 3 zuwider- 
handelt,“ 

25. § 28 Abs. 1 Nr. 3 erhält folgende Fas- 
sung: 

„3. als Milchhändler oder Großver- 
braucher ohne Erlaubnis der 
Obersten Landesbehörde Milch 
oder Sahne (Rahm) im Sinne 
von § 1 Abs. 5 von einem 
Mildierzeuger bezieht,“ 
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26. In § 28 Abs. 1 wird hinter Nr. 3 fol- 
gende Nr. 3 a angefügt: 

„3 a. den Fettgehalt von Trinkmilch 
entgegen der Bestimmung des 
§10 Abs. 2 einstellt,“ 

27. In § 28 Abs. 2 Nr. 4 wird folgender 
Satz angefügt: 

„Dies gilt nicht für Zuwiderhand- 
lungen gegen Bestimmungen oder 
schriftliche Einzelverfügungen, die 
vom Bundesminister auf Grund des 
§ 18 Abs. 1 erlassen werden.“ 

28. Nach § 30 wird folgender neuer § 31 
eingefügt: 

4 31 

Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe 
der §§13 und 14 des Gesetzes über 
die Stellung des Landes Berlin im Fi- 


nanzsystem des Bundes (Drittes Über- 
Icitungsgesetz) vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) im Lande Ber- 
lin.“ 

A rtikel 2 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach sei- 
ner Verkündung in Kraft. 

(2) Auf die Abgabe von verkaufsfertig ab- 
gefüllter Milch (§ 9 des Mllchgesetzes) findet 
§ 14 Abs. 5 Nr. 6 des Milchgesetzes keine 
Anwendung. 

(3) Mit dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
treten die §§ 20 bis 34 des Milchgesetzes 
außer Kraft. 

(4) Der Bundesminister wird ermächtigt, 
den Wortlaut des Milch- und Fettgesetzes im 
Bundesgesetzblatt neu bekanntzumachen und 
dabei etwaige redaktionelle Unstimmigkeiten 
des Gesetzestextes zu beseitigen. 
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